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Ausgabe. 


Der Landgerichts⸗Aſſeſſor Karl Wilhelm Weber in El⸗ 
berfeld iſt zum Advokaten im Bezirke des Kgl. Appellations⸗ 
gerichtshofes zu Köln, mit Anweiſung ſeines Wohnſitzes in 
Elberfeld, ernannt worden. i 


Die Grundft:uer. 


IK 
Es liegen jetzt die im Abgeordncetenhauſe wiederholt eins 
gebrachten Grundſteuer⸗Vorlagen mit den Motiven im Ab⸗ 
druck vor. Es ſind wieder die vier Geſetzentwürfe: 1) über 
die anderweite Regulirung der Grundſteuer, 2) über die Ein⸗ 
führung einer allgemeinen Gebäudeſteuer, 3) über die Vers 
anlagung und Erhebung der Grundſteuer von den bisher 
befreiten und bevorzugten Grundſtücken, 4) über die für Auf⸗ 
red der Grundſteuerbefreiungen zu gewährende Entſchä⸗ 
digung. 
Die im Einzelnen von der Finanz-⸗Kommiſſion des Abs 
gebrvuctenhauſes vorgeſchlagenen Abänderungen ſind, wie die 
Motive ſagen, zum Theil als Verbeſſerungen anzuerkennen 
und überwiegend der Art, daß die Staatsregierung ſich ihnen 
unbedenklich hat anſchließen können. Einige Beſtimmungen 
find indeß auf Grund einer nochmaligen Prüfung theils ab⸗ 
weichend von den Vorſchlägen der Kommiſſion, theils ganz 
neu in Aufnahme gebracht worden. Wir beſchränken uns 
a: dieſe Abänderungen nebſt ihrer Motivirung mitzu⸗ 
eilen: 

Es gehören dahin zunächſt die Vorſchriften im §. 10 
des Geſetzentwurfs 1, über die Grundſteuer⸗Befreiungen in 
den beiven weſtlichen Provinzen, welcher, wie geſchehen, be— 
ſenders gedacht werden mußte, weil ſich die Ähnlichen Vor⸗ 
ſchriften im §. 8 a. a. O, nur auf die ſechs Flachen 103 
vinzen beziehen. 

Von durchgreifender Bedeutung iſt die im §. 3 des Ges 
ſetzentwurfs J. in Vorſchlag gebrachte Abänderung. Die Mo⸗ 
tive ſagen hierüber: 

„Die Herſtellung eines gleichmäßigen Beſteuerungs⸗Ver⸗ 
hältniſſes zwiſchen den einzelnen Provinzen ſollte nach dem 
8. 3 des früher vorgelegten Geſetzentwurfs 1. dadurch herbei⸗ 
geführt werden, daß einerſeits die Grundſteuer⸗Hauptſumme 
der beiden Provinzen Rheinland und Weſtphalen um 10 vom 
Hundert ihres bisherigen Betrages ermäßigt, und die Grund⸗ 
ſteuer derjenigen Grundſlücke in den 6 öſllichen Provinzen, 
welche zur Zeit über den zehnten Theil ihres Reinertrages 
binaus belaſtet ſind, auf dieſen Betrag herabgeſetzt; daß an⸗ 
dererſeits dagegen die Grundſteuer-Hauptſumme der vier Pros 
vinzen Preußen, Poſen, Pommern und Brandenburg um 
denſelben Betrag, welcher danach an dem gegenwärtigen 
Staatsgrundſteuer⸗Soll ausfallen würde, erhöht werden ſollte. 
Dieſen Beſtimmungen lag die Annahme zum Grunde, daß 
die Grundsteuer zur Zeit in den vier Provinzen Rheinland, 
Weſiphalen, Sachſen und Schleſien 8 vom Hundert, in den 
vier anderen Provinzen aber nur 5, hoͤchſtens 6 vom Hun⸗ 
dert des Reinertrages der Grundſtücke betrage und eine an⸗ 
nähernd gleichmäßige, die vier letztgedachten Provinzen kei⸗ 
nenfalls ſchwerer als die vier erſtgedachten treffende Belaſtung 
ſämmtlicher Provinzen des Staats dann erreicht werden 
würde, wenn die Geſammt⸗Grundſteuer der vier ergedachten 
Provinzen um 10 vom Hundert ihres bisherigen Betrages 
ermäßigt und die der vier letztgedachten Provinzen um 20 
vom Hundert erhöht würde. 
za Auf Grund welcher Unterlagen das angegebene Verhält— 
niß der Grundſteuer zum Reinertrage der Grundſtücke in den 
verſchiedenen Provinzen ermittelt war, iſt in den Motiven 
zu den bezeichneten Geſetzentrürfen ausführlich dargelegt. 
Die Kommiſſion des Abgeordnctenhauſes hat ſich dem Aner- 
kenntniß, daß die vier Provinzen Rheinland, Weſtphalen, 
Sachſen unm Schleſien den vier anderen Provinzen gegenüber 
zu boch mit Grundsteuer belaſtet ſeien, zwar nicht entziehen, 


jedoch nicht die Ueberzeugung gewinnen können, daß die Ueber⸗ 


bürdung gerade in dem angegebenen Maße fatıfinde. Sie 
bat die vorhandenen Unterlagen nicht für genügend erachtet, 
um danach die endgültige Ausgleichung zwiſchen den verſchie⸗ 
denen Provinzen herbeizuführen; ſich jedoch über einen an⸗ 
dern Weg, auf welchem dies Ziel zu erreichen ſei, nicht zu 
vereinigen vermocht. 

„Die Staats⸗Regierung glaubt indeſſen daran feſthalten 
zu müſſen, daß die Art und Weiſe, wie die zu erſtrebende 
Gleichmäßigkeit der Biſteuerung des Grund und Bodens in 
den verschiedenen Provinzen des Staats herbeigeführt wers 
den ſoll, nicht völlig unbeſtimmt dahin geſtellt bleiben darf, 
daß vielmehr die beſtimmte Entſcheidung darüber durch die 

eſetzgebung von vornherein endgültig getroffen werden muß. 
— Sie hat es andererſeits nicht verkannt, daß die angeſtell⸗ 


. — 


ten Ermittelungen über das Maß, in welchem der Grund 
und Boden in den verſchiedenen Provinzen des Staats durch 
die beſtehenden Grundſteuern Fur Zeit durchſchnittlich belaſtet 
iſt. zu einem völlig zuverläſſigen, jeden Einwand ausſchlie⸗ 
ßenden Ergebniſſe nicht geführt haben und nicht haben führen 
können. Sie glaubt nunmehr, von der auf die erwähnten 
Ermittelungen gegründeten Vorausſetzung über die verhält⸗ 
nißmäßige Höhe der Grundſteuer in den verſchiedenen Pro⸗ 
vinzen ganz abſehen zu müſſen, zumal ſich die Verhältniſſe 
hinſichtlich der Staats⸗Finanzen inzwiſchen wiederum fo ge— 
ändert haben, daß die Erzielung einer wenn auch nicht ers 
heblichen Mehr⸗Einnahme für die Staatskaſſe aus der Grund⸗ 
ſteuer (als dringend wünſchenswerth bezeichnet werden muß. 
Mit Rückſicht hierauf wird in dem oben bezeichneten Para⸗ 
graphen jetzt vorgeſchlagen, daß die Grundſteuer von den 
ertragsfähigen Grundſtücken in Zukunft durchweg im ganzen 
Umfange des Staats gleichmäßig auf Bivom Hundert des 
Reinertrags der Grundſtücke feſtgeſtellt und in dem hiernach 
ſich ergebenden Geſammtbetrage für jede Provinz als ein 
feſtſtehendes Kontingent behandelt werden ſoll, welches der 
Staatskaſſe gegenüber nur unter ſpeziell bezeichneten Voraus- 
ſetzungen erhöht oder vermindert werden darf. Durch die 
vorgeſchlagene Beſtimmung wird die Nothwendigkeit einer 
Entſcheidung darüber, ob und event. in wie weit dieſe oder 
jene Provinz im Vergleich zu andern Provinzen gegenwärtig 
zu hoch oder zu niedrig beſteuert ſei, ganz beſeitigt. Es 
wird ferner der Befürchtung, daß eine vollſtän tige Umwäl⸗ 
zung der beſtehenden Grundſteuer⸗Verhältniſſe auf die Ver⸗ 
mögens-Intereſſen eines erheblichen Theils der Grundbeſitzer 
hb machtheili einwirken möchte, damit begeanet, daß in den 
Invividual⸗Stkuerbetragen, wie ſir zur Beit von den einzel⸗ 
nen Grundſtücken nach den verſchiedenen Grundſteuer-Verfaſ⸗ 
ſungen zu entrichten find, durch die Beſtimmungen des vor⸗ 
liegenden Geſetz-Entwurfes noch keine durchgreifende Aende⸗ 
rung herbeigeführt werden ſoll, da die vorgeſchlagene Beſtim⸗ 
mung ſich nur auf die Provinzen als ſolche bezieht und, in⸗ 
dem ſie den von jeder Provinz in ihrer Geſammtheit als 
Grundſteuer zur Staatskaſſe abzuführenden Betrag auf 8 vom 
Hundert des Reinertrages ſämmtlicher Grundſtücke der betref— 
fenden Provinz feſtſetzt, über den Maßſtab, nach welchem die 
ſo gewonnenen, nur beim Zu- oder Abgange ſteuerpflichtiger 
Grunoſtücke oder im Wege der Geſetzgebung einer Verände— 
runng unterworfenen Provinzial-Grundſteuer-Kontingente auf 
die einzelnen Grundſtücke der betreffenden Provinzen vertheilt 
werden ſollen, den zu faſſenden Beſchluß beſonderen, nach 
Vernehmung der Provinzialſtände zu erlaſſenden Provinzial— 
Geſetzen vorbehält. 

„Demnach würde es an ſich nicht unzuläſſig ſein, die auf 


den einzelnen Grundſtücken zur Zeit haftenden Grundſteuern 


unverändert forterheben zu laſſen und je nachdem dadurch 
das Provinzial⸗Kontingent überſchritten oder nicht erreicht 
wird den Mehrbetrag zu provinziellen Zwecken zu verwens 
den oder den Minderbetrag anderweit auf den Grund und 
Boden umzulegen. 

„Es iſt damit zugleich die Anſicht ausgeſprochen, den in 
Betracht zu ziehenden provinziellen Eigenthümlichkeiten ſo⸗ 
wohl, als den Wünſchen der Betheiligten volle Berückſichti⸗ 
gung ſoweit angedeihen zu laſſen, als es mit dem unverrück⸗ 
bar feſtzuhaltenden Ziele, der Staatskaſſe gegenüber die Grund 
ſteuer im ganzen Umfange der Monarchie geeichzuſtellen, irgend 
vereiebar erſcheint.“ 


Deutſchland. 


Berlin, 19. Januar. Se. König. Hoheit der Prinz⸗ 
Regent nahmen heute die Vorträge der Miniſter v. Auers⸗ 
wald und v. Schleinitz entgegen. 

— In Folge Allerhöchſter Beſtimmung iſt die Feier 
des Krönungs- und Ordensfeſtes vom Sonntag, den 22. d., 
auf Sonntag den 29. Januar verlegt worden. 


— Die in Hamburg tagende Seerechts- Konferenz hat 
ſeit voriger Woche ihre Arbeiten wieder begonnen, ſie hält 
viermal in der Woche Sitzungen, um bis Oſtern die zweite 
Leſung des umgearbeiteten Entwurfs zu beendigen. An der 
Konferenz nehmen augenblicklich Theil: Vertreter von Oeſt— 
reich, Preußen, Baiern, Hannover, Oldenburg, Mecklenburg, 
ee der thüringiſchen Staaten und der drei Hanſe⸗ 
tlädte. 

Die preußiſche Regierung hat Veranlaſſung genommen, 
ſich über die Reviſion der Bundeskriegsverfaſſung in einem 
Cirkulare an die Bundesregierungen auszuſprechen. — Aus 
Frankfurt wird beſtätigt, daß der Ausſchußbericht in der kur⸗ 
heſſiſchen Verfaſſungsangelegenheit fertig war, wenn er auch 
noch nicht unter den Mitgliedern des Ausſchuſſes eirkulirte, 


ſo daß es immerhin noch fraglich bleibt, ob der Bericht in 
der nächſten Sitzung des Bundestages (morgen) wirklich zum 
Vortrag kommt. Ueber die Anträge des Ausſchuſſes iſt ſo 
viel bekannt, daß fie, auf der Baſis der Verfaſſung von 
1852 ſtehend, die Beſtimmungen der Verfaſſung von 1831 
mit herübergenommen wiſſen wollen, welche mit der Geſetz⸗ 
gebung des Bundes nicht im Widerſpruch ſteheu. Man 
könnte ſomit glauben, der Ausſchuß gehe mit Preußen, das 
bekanntlich die Wiedereinführung der Verfaſſung von 1831 
unter Ausmerzung des Bundeswidrigen will, konform; allein 
dem if nicht jo. Die Herren des Ausſchuſſes wollen eben 
das Zweikammerſyſtem ketten, von dem die Verfaſſung von 
1831 nichts weiß. 


— Ueber die vorſtehend erwähnte preußiſche Cirkular⸗ 
Depeſche wird der „Elb. Ztg.“ von hier geſchrieben, daß ſie 
vom 12. d. M. datirt und an ſämmtliche deutſche Regierun⸗ 
gen gerichtet iſt; es werde darin die Erklärung Preußens in 
Bezug auf die Nothwendigkeit der Abänderung mehrerer 
organischen Beſtimmungen der Bundeskriegsverfaſſung einer 
gewiſſenhaften Prüfung anempfohlen. Preußen wende ſich 
in dieſer Cirkular⸗Depeſche, in welcher die Erklärung des 
Vertreters Preußens in der Militärkommiſſion am Bunde 
näher erläutert wird, an die Bundesfreundlichkeit und an den 
patriotiſchen Sinn der deutſchen Regierungen, und hege die 
Hoffnung, daß dieſe „unumwundene“ Bezeichnung deſſen, 
was im Intereſſe der Sicherheit des geſammten deutſchen 
Vaterlandes „unabweislich“ noth thue, eine gerechte Würdi— 
gung Seitens der Bundesgenoſſen finden werde. Die Vers 
treter Preußens an die verſchiedenen deutſchen Höfen ſeien 
angepieſen worden, die Depeſche auch in Abſchrift, wenn 
eine olch 
zutheilen. 

— Der dem 79 vorgelegte Geſetz-Entwurf, betref⸗ 
fend die Aufhebung der Beſchränkungen des vertrags mäßigen 
Zinsſatzes lautet: 

„8. 1. Die beſtehenden Beſchränkungen des vertrags⸗ 
mäßigen Zinsſatzes und der Höhe der Conventionalſtrafen, 
welche ſtatt der Zinſen für den Fall der zur beſtimmten Zeit 
nicht erfolgenden Rückzahlung eines Darlehns bedungen wer⸗ 
den, ſind aufgeboben. 

„F. 2. Wird die Zahlung eines Kapitals verzögert, fo 
bleibt, wenn ein höherer, als der für Zögerungszinſen be⸗ 
ſtehende Zinsfuß bedungen war, dieſer höhere Zinsfuß auch 
für die Zögerungszinſen maßgebend. 

8. 3. Die privatrechtlichen Beſtimmungeu in Anſehung 

der Zinſen von Zinſen und die für die gewerblichen Pfand⸗ 
leih-Anſtalten gegebenen Vorſchriften werden durch dieſes Ges 
ſetz nicht geändert. 
s ſDer Umſtand, daß der Miniſter des Innern von der 
ihm im 8. 52 des Preßgeſetzes beigelegten fakultativen Be⸗ 
fugniß der in London erſcheinenden deutſchen Zeitſchrift 
„Hermann“ gegenuber Gebrauch gemacht hat, erregt um ſo 
größeres Aufſehen, als erſt kürzlich das unter den gleichen 
Vorausſetzungen vom Miniſterium Weſtphalen erlaſſene Ver⸗ 
bot des Londoner „Panch“ vom gegenwärtigen Minifter des 
Innern zurückgenommen worden iſt. Wie wir erfahren, hat 
der Miniſter zu dem gegen den „Hermann“ erlaſſenen Ver⸗ 
bot ſich hauptſächlich durch die Rückſicht auf die verbreitete 
Annahme beſtimmen laſſen, als wären neuerdings vorge— 
kommene Maßregeln gegen höhere Beamte der hieſigen 
Polizei⸗Verwaltung in Folge der im „Hermann“ gegen 
dieſelben Perſonen erhobenen Anſchuldigungen veranlaßt 
worden. 

— Der König von Württemberg hat — wie die „N. 
Pr. Z.“ mittheilt — erklart, daß er den preußiſchen Anträ⸗ 
gen auf Abänderung einiger Beſtimmungen der Bundes- 
Kriegsverfaſſung beitrete und für dieſelben ſtimmen werde. 
Oeſtreich ſoll ſich noch nicht klar zur Sache ausgeſprochen 
haben. Die preußiſche Regierung hat in einer Circular⸗ 
Depeſche die Erklärung des Vertreters Preußens in der Mi⸗ 
litär⸗Kommiſſion am Bunde näher erläutert und die Hoff⸗ 
nung ausgeſprochen, daß die „unumwundene“ Bezeichnung 
deſſen, was im Intereſſe der Sicherheit des geſammten deul⸗ 
ſchen Vaterlandes „unabweislich“ Noth thue, eine gerechte 
Würdigung ſeitens der Bundesgenoſſen finden werde. Preu⸗ 
ßen nimmt danach den Anſchluß der mittleren und kleineren 
deutſchen Staaten, je nach ihrer ſtrategiſchen Lage, an das 
preußiſche oder an das öſtreichiſche Heer für den Kriegsfall 
in Anſpruch, jo daß die Leitung der geſammten deutſchen 
Wehrkraft nicht einem Oberfeldherrn und nicht einem 
Staate, ſondern beiden deutſchen Großmächten, die ſich dann 
über einen gemeinſamen Operationsplan unter ſich zu ver⸗ 
ſtändigen hätten, anheimfallen würde. 


e gewünſcht wird, den betreffenden Regierungen mit 


Vom Main, 18. Januar. In dem ſchon erwähnten 
Vortrage des Militär⸗Ausſchuſſes über die Küſtenbefeſtigung 
wird: bemerkt, daß die Sorge für die Sicherheit der deutſchen 
Nordſee- und Oſtſeeküſten ſchon im Jahre 1848 in mehrfacher 
Weiſe Gegenſtand der Verhandlungen am Bunde geweſen, 
und dabei auch namentlich die Befeſtigung der Küſten „in 
Frage und Antrag“ gekommen ſei. Damals galt es Bedürf⸗ 
niſſen des Augenblicks, der Abwendung gegenwärtiger Ge⸗ 
fahren aus ſchon begonnenen Feindſeligkeiten; und was das 
bleibend Beabſichtigte von der Behandlung durch den „Bund“ 
zu erwarten hatte, zeigte dann hinlänglich das Schickſal der 
deutſchen Marine. Hier alſo kann keine Ermunterung zu 
ähnlichem Wiederanfange liegen, und der Ausſchuß hätte 
ſeinen „Antrag“ unterlaſſen können und die ihm geſtellte 
„Frage“ füglich anders beantworten ſollen. Co wie es ges 
ſchehen, ſucht man vergebens nach einem haltbaren Grunde, 
und es bleibt nur die Annahme übrig, daß es lediglich ge⸗ 
golten, Preußen ein Prävenire zu ſpielen und ſeine Abſichten 
zu durchkreuzen. Faſſe man einfach die Thatſachen ins Auge. 
Preußen hat längſt jeine ernſte Aufmerkſamkeit dicſem Gegen⸗ 
ſtande zugewendet, lange vor München und Würzburg, auch 
entſprechende Verhandlungen mit anderen Küſtenſtaaten be⸗ 
gonnen oder eingeleitet. Geheimniß war dies auch am Bunde 
nicht; und irren wir nicht, ſo wußte man auch aus der Ant⸗ 
wort und auf eine Anfrage mehrerer Regierungen, daß Preu⸗ 
ßen durchaus nichtibeabjichtige, die Angelegenheit dem Bunde 
völlig zu entziehen. Aber als einzig richtiger und rationeller 
Weg konnte fürs Erſte nur die partikulare Verſtändigung mit 
den reindeutſchen Uferſtaaten erſcheinen. Weſentlich in Be⸗ 
tracht für den Küſtenſchutz mußte die Kriegsgefahr von Seite 
Dänemarks kommen. Wie früher Deutſchland und Dänemark 
ſich bekriegt, ſo kann ſich der Fall wiederholen. Es zeigt ein 
totales Verkennen aller Verhältniſſe, wenn man glauben will, 
die Sache würde dadurch befördert werden, daß der Bund 
zuerſt ſie behandle. Der Bund könnte Dänemark von der 
Berathung der noch im Werden begriffenen Angelegenheit 
nicht unbedingt ausſchließen, und die Konſcquenz einer ſolchen 
Zuziehung liegt für Alle, welche noch ſehen können und wollen, 
auf der Hand. Preußen kann Dänemark umgehen, und waren 
einmal mit den rheindeutſchen Uferſtaaten poſitive Reſultate 
erreicht, ſo mochte das Werk, trotz Dänemark, und eventuell 
nöthigenfalls trotz dem Bund geſichert erſcheinen zum Heile 
des Bundes ſelbſt. Wie man die Dinge am Bunde zu wen⸗ 
den gewußt oder zu wenden ſucht, heißt es nichts Anderes, 
als den von Preußen eingeſchlagenen wohlüberlegten Weg 
durchkreuzen; und dies geſchieht gegenüber dem größten rein⸗ 
deutſchen Staate, deſſen eigenſtes Intereſſe im Spiele iſt, 
mehr als das jedes anderen Staates, und der ſo eine ſelbſt⸗ 
verſtändliche Bürgſchaft für die zweckmäßigſte Befriedigung 
auch des allgemeinen Bedürfniſſes eo ipso bieten muß 

Ocnreich. 

Wien, 18. Januar. Das volkswirthſchaftliche Pros 
gramm Napoleens und die preußiſcht Throne viswen 9! 
vorzugsweiſe den Gegenſtand der öffentlichen Beſprechung. 
Jenes, ſagt die „Preſſe“, iſt die kategoriſche Erklärung, daß 
das, was 1856 ſcheiterte, 1860 unwiderruflich zur Entſchei⸗ 
dung gelangen müſſe, und ſo mächtig ſei der Einfluß der 
Einfluß der franzöſiſchen Regierung, daß ſie heute, möglicher⸗ 
weiſe ohne auf nachhaltige Oppofition zu ſtoßen, ihre Plane 
von 1856 in vielleicht ſehr erweitertem Umfange durchzu⸗ 
führen im Stande ſein werde. Hierin liegt die ganze Be⸗ 
deutung des freihändleriſchen Briefes, den der Beherrſcher 
des protektionsſüchtigſten Volkes der Erde am 5. an ſeinen 
Staats miniſter gerichtet hat. Man lönne dieſer Methode bei 
dem heutigen Stande der Dinge in Europa eine gewiſſe 
Größe nicht abſprechen. Die „Oeſtr. Zig.“ beſpricht heute 
den Paſſus der preußiſchen Thronrede, der die kurheſſiſche 
Frage berührt, natürlich in polemiſcher Weiſe, indem die öſt⸗ 
reichiſche Auſchauung von der „Bundesmäßigkeit“ der Ver⸗ 
faſſung vom Jahre 1852 vertheidigt wird. 

Italien. are: 

Turin, 17. Januar. Das Coalations⸗Miniſterium Las 
marmora » Ratazzi iſt den Schwierigkeiten der allgemeinen 
Situation Italiens, welche ein weiteres Proviſorium nicht 
verträgt und der Oppoſition der öffentlichen Meinung, welche 
die Suspenſion der konſtiutionellen Inſtitutionen, die wäh⸗ 
rend des Krieges erfolgt war, nicht länger ertrug, endlich 
erlegen und hat einem Miniſterium Cavour Platz gemacht. 
Cavour bekämpft cnergiſch die Bildung eines mittelitalienis 
ſchen Königreichs, und wird hierin nicht blos von Parma 
und Modena, jondern auch von der Mehrheit der toskani⸗ 
ſchen und romagnoliſchen Bevölkerung unterßützt. In Tos⸗ 
kana iſt namentlich Ricaſoli als nachdrücklicher Verfechter der 
Anne xation an Sardinien aufgetreten und hat ſelbſt, um kein 
Königreich Mittel e Italien zu begünftigen, Buoncompagni's 
Regentſchaft geſchmälert ſehen wolen. Die Romagnolen ſind 
zwar eigentlich meiſt Republikaner, fie find aber zu dem Be⸗ 
ſtreben der Einverleibung mit Piemont durch jenen National⸗ 
verein gebracht worden, der über ganz Italien vor Ausbruch 
des Krieges verbreitet war und von Farini ued Garibaldi 
geleitet wurde. Auch Farini unterſtützt Cavour in feinen 
Annexions⸗Tendenzen. Der Kriegsminiſter hat ſämmtliche 
früher in öſtreichiſchen Dienſten geweſene Lombarden, die der 
Artillerie, dem Pionier⸗ und dem Flotten⸗Corps angehörten, 
von der Altersklaſſe von 1834 an, zu den Fahnen gerufen. 

Nizza, 14. Januar. Ueber die hieſige Stimmung wird 
der Pariſer „Preſſe“ geſchrieben: „Es iſt ſicher, daß Piemont 
nicht die Majorität der Sympathien in der Gratſchaſt für 
ſich hat, denn es handelt ſich hierbei nicht um politiſche Sym⸗ 
pathien, ſondern um Handels⸗Intereſſen, Sprach verwandtſchaft 
u. ſ. w. — Der ganze Verkehr in Nizza, fo wie auch fait 
der ganze ſavopische Verkehr in Frankreich, und Frankreich 
hat zwei Schritt von da ſeine Zollſchranken errichtet. Die 
daraus hervorgehende Bewegung iſt ganz natürlich. Wenn 
Piemont und Frankreich nicht irgend eine Zolleinigung ab⸗ 


ſchließen, ſo iſt die Annexion offenbar nur noch eine Frage 


allarmitte Feuerlärm die biefige Stadt. 
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Zeit. 

Piacenza, 12. Januar. Der Gemeinderath hat die 
Regierung erſucht, zu geſtatten, daß die große Glocke der Fe⸗ 
ſtung, die 4500 Kilogr. wiegt, in die Stückgießerei geſchickt 
werde, um zum Guß gezogener Kanonen für die Feſtung ver⸗ 
wandt zu werden. 

Meapel. Pariſer Nachrichten vom 17. Abends demen⸗ 


der 


tiren die Nachricht von der Entlafjung Filangieri's. 


Frankreich. 

Paris, 17. Januar. Die politiſchen Nachrichten, das 
Gerücht über einen vom 7. Jan. datirten Proteſt des Papſtes, 
der Miniſterwechſel in Turin, laſſen heute die von der inneren 
Reform erfüllten Gemüther ziemlich unberührt. Das miniſte⸗ 
rielle „Pays“ ſagt, in jedem einzelnen Miniſterium ſei man 
in voller Arbeit, das Kaiſerliche Programm auszuführen, und 
der Staatsrath beſchäftige ſich mit demjenigen Theile deſſelben, 
die dem geſetzgebenden Koͤrper vorgelegt werden ſollen. — 
Die Aufregung iſt in Frankreich groß. Während die Städte 
Lille, Rouen, St. Etienne und überhaupt die Mittelpunkte 
der Induſtrie ſehr unzufrieden ſind, äußert der agricole und 
kommerzielle Süden laut ſeine Freude. Dieſe Gegenſätze 
werden in den bevorſtehenden Debatten des geſetzgebenden 
Körpers voraus ſichtlich zuſammenprallen und der Regierung 
die wohl nicht erwünſchle Gelegenheit geben, als Vermittler 
aufzutreten. — Die Antwort des Papſtes auf das eigen⸗ 
händige Schreiben des Kaiſers vom 31. Dezember ſoll in 
Form einer Depeſche geſtern hier eingetroffen ſein. Ein Di⸗ 
plomat, der fie,/gelefen haben will, verſichert, fie ſei ſehr 
kategoriſch und es könne von ihr geſagt werden: „Der Papſt 
ſtirbt, aber er ergiebt ſich nicht.“ 

Schweden und Norwegen. 

Stockholm, 14. Januar. Die Krönung des Königs 


wird am 3. Mai d. J. ſtattfinden. 
Amerika. 


New⸗ York, 31. Dezember. Peru und Ecuador ſtehen 
in offenem Kriege mit einander. Der Präjivent von Peru, 
Caſtilla, iſt, im Einverſtändniß mit einer Partei in Ecuador, 
an der Spitze von 6000 Mann unweit der Hauptſtadt von 
Ecuador, Guayaquil, gelandet und hat den verſchiedenen dort 
ſich ſtreitenden Parteien eine vierzigtägige Friſt geſtellt, damit 
ſie in dieſer Zeit eine ordentliche, feſte Regierung etabliren, 
mit welcher er in Unterhandlung treten kann. Nach Ablauf 
jener Friſt würde er die Hauptſtadt zu crobern ſuchen, was, 
da er fie zugleich von der Seeſeite her angreifen kann, ihm 
nicht beſonders ſchwer werden würde. — Chili, der Partei⸗ 
kämpfe augenblicklich enthoben, hat durch die Feindſeligkeit 
der nie unterworfenen halbeiviliſirten Araucanter (im ſüdlich⸗ 
ſten Theile der Republik) zu leiden. Die als Schutzwehr 
gegen die Indaner errichteten deutſchen Nienerlafjungen in 
den Provinzen Valdivia und Biobio find dadurch aufs ernſt⸗ 
iche geſaykoct. 

Die „Galveſton (Texas) Union“, ſchreibt unterm 15. d. 
M.: „Aus allen Theilen des Staates laufen Berichte über 
kaltes Wetter ein. Die Kälte erſtreckte ſich über den ganzen 
Staat. Feldfrüchte, Gemüſe und alle zarten Gewänfe find 
überall erfroren.“ 


Provpinzielles. ? 


Dramburg, 16. Januar. Der „N. Pr. Z.“ wird unter dieſem 
Datum eine Vorſtellung mitgetheilt, welche die Mehrzahl der Mit- 
glieder des Kreistages gegen die Ernennung eines Juden zum Dorf- 
ſchulzen an den Landrath gerichtet haben. Auf dieſe Vorſtellung iſt 
Seitens des Landraths der Beſcheld ergangen, daß dieſelbe der vor⸗ 
geſetzten Königlichen Regierung (zu Koͤslin) zur weiteren Verfügung 
eingereicht worden jet. 

* Falkenburg, 18. Januar. Am 17. d., Morgens 6 Uhr, 
N Der Kuhſtall des Herrn 
Apotheker Vogler, wahrſcheinlich durch die Fah'läſſigkeit des mit 
Melken beſchäſtigten Mädchens in Brand gerathen, ſtand in Flammen. 
Löſchmannſchaften mit den Spritzen waren bald zur Stelle, ſo daß 
das Feuer auf ſeinen Hterd beſchränkt und bald gedämpft wurde. 
Vier Haupt Rind vieh find dabei jedoch jo beſchädigt, daß zwei davon 
bereits ſelben Tags verendeten, die beiden andern aber noch in großer 
Gefahr Ich eden. Schon am Tage vorher ſpukte ein Schornſtein⸗ 
brand vor. 
Stettiner Nachrichten. 8 
* Stettin, 20. Januar. Das Dampfboot „Fortſchritt!“, das 
beute Morgen 8 Uhr von Stepenitz nach bier abgehen jollte, iſt bis 
Mittag 1 Uhr noch nicht hier eingetroffen. 


VBermiſchtes. 


— Fräulein Goßmann wird's in Macedonien zu enge, die Bühne 
bietet ihr nicht mehr Spielraum genug. Sie hat deshalb den Ent- 
ſchluß gefaßt, unter die Schriftſteller zu gehen und Novellen zu 
schreiben. Morländers „Thraterzeitung“ ſoll, wie es heißt, dieſen 
e:iten literariſchen Verſuch der berühmten Urlaubsverwertherin ver- 


abe 


h 
| 


nun mit Gewalt geöffnet. 
und an dieſem befefigt war ein Zeitel, auf welchem Folgendes zu leſen 


ſtand: 
glei e Theile (damit Niemand neidiſch ſei) zerſchritten und unter 


Telegraphiſche Depeſchen 
Paris, 18. Januar. (H. N.) Tie „Patrie“ glaubt 
zu willen, daß die erſt im Jahre 1861 ſtattfindende Auf: 
hebung der unbedingten Einfuhrverbote durch Zölle von 25 


bis 30 pCt. auf die betreffenden Waaren 


; 2 erſetzt werden und 
erachtet dieſe Zölle für genügend, da di 
Materialien ermäßigt an. 5 die Zölle auf Roh- 


Börſen⸗Berichte. 
= e Witterung: Schneetreiben. Temperatur 
Auf beutigem Landmarkt beſtand die Zufuhr aus 2 W. Weizen, 
Bezahlt wurde Weizen 
Erbſen 44 48 Rt. pr. 


Reize änd 7 en I 
zen unverändert, loko pr. Söpfd gelber 64-641, 5 
nach Qualität bez, gelber ſchleſ. ſchwimmend 60 Rt. bez., pr. * 
Februar Söpfd. ſucc Lieferung gelber 654, Rt. Gd., pr. Frül jahr 
Söpfd. gelber inländiſcher 66 Rt bez. u. Br., 65%, Rt. Gd, exkl ſchleſ. 
66 85 Br., — Bei, be, e ei: Geld. 
oggen flau, loco pr. 77yfd. „bez., 77pfd. pr. Januar⸗ 
Februar 42 biz, Febſuar- März 42½ bez. u. Br. 
43%, 42, 427% bez. u. Br. rn. 
erſte und Hafer ohne Umſatz. 
10% be. ru Was en un a 0 Dry Januar 105/12 
„ pr. Januar⸗Februar 5 il⸗ 101% 5 
und Br., September⸗Oltober 112 dit. Br. 8 N 
Peiabit. loco incl. Faß 11½ Yit. Br., pr. Apıil-Mai 11½ Rt. 
Spiritus weichend, loro ohne Faß 17, 16½2, 165 4 
Lieferung mit Jaß 17 bei, Januar u. en 17 un 
Br., Februat⸗März 17 Gr, Frütiahr 17%, 17%, bez. u. Gd, Mate 
Juni 17½ Br., Junl-Jult 18 Br. 
Spiritus an Produzenten am Landmarkt 16½ Rt. bez 
In Breslau war in neuer rother Kleeſaat bei matter Stim⸗ 
mung langſamer Umſatz, 0 Qualitäten behauptet, Mittelſorten 
eg ae 9 cela je 0 gange 2 ordinäre 
— .r ! 2 — . Y— . 

5 Ae f A „feine 12%, —13 Rt., hochfein 13% 
„Weiße Saat fand bei ſchwachen Offerten zu beſtrhenden Prei 
leicht Nehmer, ‚ordinäre 18 bis 20 Re, mittel 21 910 22 Nuts in 

22 ½ bis 23 ½ Dit, hochfein 235/ bis 24½ Rt. 


. Die telegraphiſchen Depeſchen melden: 

Berlin, 20. Januar., Mittags 2 Uhr 29 M. Staats⸗Schuldſchelne 
84% bez. Prämten⸗Anleihe 3½ pCt. 113% bez. Berlin - Stettiner 
95½ Br. Stargard ⸗Poſener 81 bez. Köln - Mindener 127 Br. 
Disfonto - Kommandit - Antyeile 85% bez Franzöſiſch⸗ Oeſtreichiſche 
a 2 Wien 2 Monat 75% bez. Hamburg 2 Monat — London 

Roggen pr. Januar 48 ½, 48 bez., Januar-Februar 47 46% 
bez., Frühlahr 45 ½, 45 bez 

Rüböl loco 10% Be. Januar⸗ Februar 10% bez, / Gd. 
Febr.⸗März 10% bez., Apeil-Dai 10½, 78 bez. 

Spiritus loce pr. 800% % 17½ / bez., pr. Januar Februar 
17½½, Yız bez., Febr.⸗März 17%, ½ bez, April-Mat 17%, bez. 


Danzig, 19 Januar. Bahnprelſe. Weizen, rother 129 130 
133 —134pfd. von 7 — 71 75—77½ ſgr., glaſiger und dunkler 
128—133— 134 pfb. 71 72 —79—80 ſgr., fein, hochbunt, hell- 
glaſig und weiß 132 — 733 13513 6pfd. 79 — 80 84—85 fgr. — 
Roggen 50% ſgr. pr. 125pfd., für jedes Pfd. mehr oder weniger 
1, sor. Differenz. — Gerſte kleine 105—108—-110—112pfbp 39—41— 
43—44 ſgr., große 110—112—116— 110 pfd. von 44—46—52—53 
ſar. — Erbſen von 30 52 — 54—56 jgr. — Hafer 22—23— 25—26 
Jar. — Spiritus 16 Rt. pr. 8000 0% Tr. bezahlt, 

Wetter: mäßiger Froſt. Wind: Weſt. 0 


Stettin, den 20. Januar 1860. 


| geford. | Fegablt | Veld 


BEI EEE, . kurz 100 N 2a" 
S8 Gene . 2 Mt. 991/ — == 
Hamburg . kur- — = 150% 
A Ferbam Er a 25 n 21 
m IAG enden = Ne 1 

do. 15 ER — aa AR a 
London ER kurz 6 18%, | 618 21 
do. LITE Mt. 6 17% 6 17½ 2 
Paris. e kurz — — 79/1 
do. * 3 Mt. — — 781 
Bordeaux „ku — 2 * 
do 3 Mi.“ — m er 
Bremen . kurze RER 
do. .. 3 Mt. — ji Fe 
St. Petersburg . 3 Wch. — — * 
ic — er 
do. a Re FR er RE — 
Staats-Anlei e „ 4½ % — * — 
7 70 ur 50/0) 105 — € 
Staals⸗Schuldſcheine . 4½ % — — = 
reuß. Prämien-Anleibe . ,„ 3% % — je — 
ommerſche Pfandbriefe. ve 000 — = 22 
” . A 70 — — — 
4 Rentenhriefe. 4% — 5 = 
Ritt. Pomm. Bank-Actien a 500 rtl. Br 2 — 
incl. Dividende vom 1. Januar 185 — 2 FF 
Berlin-Stett. Eilenb.-Aet, Lit. A. u. B 4% — = — 
do. Prioritat . 40% — — = 
do. do. II. Emiſſ.. 4% — — — 
Stargard⸗Poſener Ehenbahn⸗Actien 3,00 — * — 
do. do. Prioritäts „ 4% = = 
do, do. . 4½ %% — — = 
Stett. Stadt⸗Obligationen 44% — — 974, 
Stett. Börſenhaus⸗Obligationen — 4 — — ER 
Stett. e 50% — 2 22 
Pomm. Chaufjeedau-Obligationen . 5% — —4 ER 
Üſedom⸗Wolliner Kreis-Dbligationen 5% 100 — — 
Stett. Strom⸗Verſ.-Aktien A % 110 = - 
3 National- Verſ.-Aktlen 4 0% 95 — . 
reuß. See-Aſſec.⸗Comp. Aten 640 — — 
Dome rang „% 107% — I; 
Unie „„ „ ie — — 
Stett. Speicher-Aftien .5 % 100 —_ = 
Bereind-Speiper-Altien . ,„ . 5 % 120 — = 
Bas Prov. Zuder-Sied,-Altien 5 9% 1900 2 er" 
teue Stett. Zücker⸗Siederel⸗Aktien 700 . > 
Meſcheriner Zucker⸗Fabrik⸗Antheile . 100 — Eu 
Bredower do. 4 — — — 
Walzmühl⸗Aktieie ns 5 % — — 1000 
Stett. Dae ee — 408 — = 
Stett. Danes Be -Gel.-Aktien 800 2 Pr 
Stett. Dampfſchiffs⸗Vereins⸗Aktilen 220 — = 
Neue Dampfer⸗ Comp. 8 — 1 
G AM 95 — — 
Stett. Maſch.⸗Bau⸗Akt.-Geſ. Vulcan 58 2 2 
Stett. Dampfmühlen⸗ Gen. 70 er = 
ommerensdorfer Chemiſche Fabrik 100 — — 
hemiſche Fabrikantheſle . 500 — — 
Stett. Kraft⸗Dünger⸗Fabrik⸗Antheile. 65 — — 


